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V 

Vorwort 

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit einer der Neuregelungen, 
die im Zuge der Reform von 2008 ins VVG aufgenommen worden 
sind. Es geht um die vorvertragliche Anzeigepflicht des Versiche-
rungsnehmers und hier insbesondere um die Hinweispflicht, die 
dem Versicherer gem. § 19 Abs. 5 VVG auferlegt wird. Auch wenn 
einzelne Fragen, die sich aus dieser Regelung ergeben, mittlerweile 
höchstrichterlich geklärt sind, bestehen in vielfacher Hinsicht für die 
Praxis noch Unsicherheiten über die Anforderungen und die Reich-
weite der Hinweispflicht. Dominik Klimke hat es sich zum Ziel ge-
setzt, diese Fragen einer umfassenden Klärung zuzuführen. Dies 
geschieht, indem der Autor – in bester zivilrechtswissenschaftlicher 
Tradition – zunächst den Normzweck der Neuregelung einer sorg-
fältigen Analyse unterzieht. Das Ergebnis dieser Analyse bringt eine 
Weichenstellung für die anschließende Erörterung der einzelnen 
konkreten Rechtsfragen. 

Besonders verdienstvoll ist es, dass Klimke sich außer § 19 Abs. 5 
VVG auch den weiteren geschriebenen und ungeschriebenen Hin-
weis- und Belehrungspflichten des deutschen Rechts sowie den eu-
ropäischen Grundlagen widmet und zudem die Rechtslage in Öster-
reich und in der Schweiz mit in den Blick nimmt. Die große Aktuali-
tät der Abhandlung spiegelt sich nicht zuletzt darin, dass auch be-
reits auf die Neuregelung der Informationspflicht aus § 4 Abs. 2 
VVG-InfoV in der seit dem 14.3.2018 gültigen Fassung eingegan-
gen wird, die neue Fragen aufwirft. Auch zu ihnen bezieht der Autor 
– wie zu allen von ihm thematisierten Rechtsfragen – eine klare und 
wohlbegründete eigene Position. Die im Laufe der Untersuchung 
gewonnenen Erkenntnisse sind am Ende in 27 prägnant formulier-
ten Thesen auf eine vorbildliche Weise zusammengefasst. Damit 
bietet die Abhandlung Wissenschaft und Praxis zu einem bedeut-
samen Thema wertvolle Orientierung. 

 
Hamburg, im Juli 2019     Der Beirat 
     Hamburger Gesellschaft zur Förderung 
            des Versicherungswesens mbh 
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